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Sachgebiet 22 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Enghoim, Frau Grützmann, Hölscher, 
Dr.-Ing. Laermann, Dr. Meinecke (Hamburg), Möiiemann, Frau Schuchardt, 
Wimmer (Eggenfelden) und der Fraktionen der SPD, FDP 

betr. Fortführung der Aufgaben des Deutschen Bildungsrates 
- Drucksache 7/4223 - 


Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat mit 
Schreiben vom 7. November 1975 - MB/II A 2 - 0104 - 6 - 65/75 
- die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


l. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der unabhängigen 
kontinuierlichen Bildungsberatung zu, insbesondere im Bereich 
der vorschulischen, schulischen und beruflichen Bildung sowie 
der Weiterbildung? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine kontinuier- 
liche, unabhängige wissenschaftliche Beratung unverzichtbares 
Element gesamtstaatlich verantworteter Bildungsplanung und 
Bildungpolitik ist. Die politisch verantwortlichen Regierungen 
von Bund und Ländern brauchen Entscheidungshilfen für die 
Erarbeitung gemeinsamer Ziele und Maßnahmen in der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und in ihrem jeweils 
eigenen Zuständigkeitsbereich. 

Beratung im Bildungsbereich und Bildungsplanung haben die 
Interdependenz der wichtigsten Bereiche der Gesellschaftspoli- 
tik bei ihrer Arbeit zu berücksichtigen. Einzubeziehen sind nicht 
nur quantitative Entwicklungen, sondern vor allem auch Verän- 
derungen der gesellschaftlichen, sozialen und ökonomischen 
Bedingungen und die Verhaltensweisen der Menschen gegen- 
über den Entwicklungen im Bildungswesen selbst. Die Bundes- 
regierung betont die Notwendigkeit, das Bildungswesen als 
ein zusammenhängendes System von der vorschulischen Bil- 
dung bis zur Hochschule und zur Weiterbildung aufzufassen. 
Künftig muß stärker als in der Vergangenheit auf eine ausge- 
wogene Entwicklung der einzelnen Stufen hingearbeitet wer- 
den. 

.Gerade weil heute Bund und Länder nach zehn Jahren Bil- 
dungsexpansion Aufgaben und Probleme vor sich haben, die 
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weit über den Bildungsbereich im engeren Sinne hinaus in die 
Lebensverhältnisse und die gesellschaftlichen Beziehungen des 
einzelnen eingreifen, ist die unvoreingenommene Bereitschaft 
der Politiker zum Dialog mit der Wissenschaft und der Praxis, 
die bewußte Partnerschaft zwischen ihnen, von großer Bedeu- 
tung. 

Den unbestreitbaren Erfolgen der Entwicklung der letzten 
Jahre stehen Defizitbereiche und Schwachstellen gegenüber: 
z. B. ein viel zu großer Teil der Schüler bleibt ein oder meh- 
rere Male in der Schule sitzen, ein nicht vertretbarer Anteil 
an jungen Menschen erreicht nicht das Ziel der Hauptschule; 
die Anstrengungen zur notwendigen Herstellung der Gleich- 
wertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung müssen 
wesentlich verstärkt werden; die Beziehungen zwischen Bil- 
dungssystem und Beschäftigungssystem werden schwieriger; 
die Effizienz des Bildungswesens erscheint verbesserungsbe- 
dürftig. 

Es liegt auf der Hand, daß Beratung höchst unvollkommen 
bleiben müßte, wenn diese nur im Bereich von Hochschule und 
Wissenschaft erfolgte und damit die vielfältigen Verknüpfungen 
der einzelnen Teilbereiche des Bildungswesens und dessen 
übergreifende Probleme außer acht ließe. Mehr noch: die Ver- 
nachlässigung des übrigen Bildungsbereiches müßte zwangs- 
läufig zur Verstärkung der ohnehin bestehenden sektoralen 
Ungleichgewichte und regionalen Unterschiede führen, z. B. in 
der beruflichen Bildung, beim Hochschulzugang, bei den Ab- 
schlüssen der Schule, der Lehrerbildung und der Weiterbil- 
dung. 

Dies alles zeigt, daß vor allem in den Bereichen der vorschuli- 
schen, schulischen und der beruflichen Bildung sowie der Wei- 
terbildung ein unabweisbarer Beratungsbedarf besteht. 


2. Weldie Vorsdiläge für eine Neuorganisation der Beratung im 
Bildungswesen liegen vor, und wie beurteilt die Bundesregie- 
rung diese Vorsdiläge? 

Seit Juli diesen Jahres liegt der einvernehmliche Vorschlag 
einer von den Regierungschefs von Bund und Ländern ein- 
gesetzten Kommission vor, der Bürgermeister Klose (Hamburg), 
Ministerpräsident Dr. Stoltenberg (Schleswig-Holstein) und der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft angehörten. In 
neun Thesen für eine neue Organisation der Bildungsberatung 
sind die wichtigsten Punkte zusammengefaßt. 

Dieser Vorschlag sieht die Einrichtung von Fachkommissionen 
vor, die in einem Ständigen Ausschuß Zusammenwirken. Die 
Fachkommissionen sollen im Rahmen von Arbeitsprogrammen 
Empfehlungen zur inhaltlichen und strukturellen Entwicklung 
der vorschulischen, schulischen und beruflichen Bildung sowie 
der Weiterbildung erarbeiten. Aufgabe des Ständigen Aus- 
schusses soll es sein, die Arbeit der Fachkommissionen zu koor- 
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dinieren und übergeordnete Gesichtspunkte zu wahren sowie 
gegebenenfalls ergänzende oder abweichende Voten in eigener 
Verantwortung abzugeben. Zur Erledigung der laufenden 
Arbeiten ist eine Geschäftsstelle vorgesehen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist diese Konzeption ein 
tragfähiger Kompromiß für ein Abkommen über die Bildungs- 
beratung. Sie hat um der Sache willen und um eine einvernehm- 
liche Lösung zu ermöglichen, weitergehende Vorstellungen 
zurückgestellt. Sie betont aber zugleich, daß sie hier bis an die 
Grenzen des für sie Vertretbaren gegangen ist. Insbesondere 
hält sie in Übereinstimmung mit der ganz überwiegenden Zahl 
der Länder die von einem Land vorgeschlagene Übertragung 
der Aufgaben der Geschäftsstelle der Bildungsberatung an das 
Sekretariat der Kultursministerkonferenz für nicht praktikabel. 


3. Wo liegen die Gründe, die den Abschluß eines neuen Abkom- 
mens über die Bildungsberatung bisher verhindert haben, und 
was wird die Bundesregierung tun, um die Verhandlungen vor- 
anzubringen? 

Im föderalistisch geordneten Bildungswesen der Bundesrepu- 
blik mit den im Grundgesetz verankerten Gemeinschaftsauf- 
gaben setzt ein umfassendes Abkommen über die Bildungs- 
beratung den Konsens des Bundes und aller Länder voraus. 
Dies erfordert bei allen Partnern Kooperations- und Kompro- 
mißbereitschaft. Daran fehlte es in der Vergangenheit bei eini- 
gen Ländern, die den verschiedenen Neuordnungsvorschlägen 
für den Bildungsrat seit Jahren ihr Veto entgegensetzten. Die 
Art und Weise der Ablehnung wirft die Frage auf, ob die 
Kritik, die sich vordergründig und in Verkennung der Rolle 
unabhängiger Beratung am Inhalt von Empfehlungen eines 
Beratungsgremiums entzündete, sich nicht eigentlich gegen die 
gesamtstaatlich verantwortete Bildungsplanung richtete. 

Die Vorzüge eines Systems dezentralisierter Verantwortlichkeit 
und Zuständigkeit würden in eine Zone zunehmender öffent- 
licher Kritik geraten, wenn das Veto eines Beteiligten den 
Fortschritt des Ganzen auf Dauer in Frage stellen könnte. 

Der Bundeskanzler hat in der Zusammenkunft mit den Regie- 
rungschefs der Länder am 19. September 1975 erneut an diese 
appelliert, bald zu einer gemeinsamen Lösung zu gelangen. Die 
Bundesregierung hat den Ländern ferner einen Abkommens- 
text über die Beratung im Bildungswesen zugeleitet, der auf 
dem Thesen-Papier der Dreierkommisison beruht. Diese Initia- 
tive soll der weiteren Vorklärung und Vorbereitung für das 
nächste Treffen der Regierungschefs von Bund und Ländern 
dienen, von dem eine Entscheidung dieser Frage erwartet 
wird. Nach dem bisher bekannten Ergebnis der Ministerprä- 
sidentenkonferenz in Hamburg hat sich der Eindruck verstärkt, 
daß sich die Aussichten für den Abschluß eines Abkommens 
verbessert haben. Falls eine Einigung nun doch noch zustande 
kommen sollte, ist dies nicht zuletzt auf die beharrliche und 
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zielstrebige Vertretung gesamtstaatlicher Interessen durch die 
Bundesregierung zurückzuführen. 


4. Welche Konsequenzen für die weitere Bildungsreform wären 
zu befürchten, wenn die Funktion der unabhängigen Beratung 
der Länder und Bund umfassenden Bildungsplanung für längere 
Zeit oder ganz wegfiele? 

Ein wesentliches Ziel der Reformüberlegungen, nämlich die 
Einheitlichkeit des Bildungswesens, würde durch die Abschaf- 
fung einer kontinuierlichen Bildungsberatung erheblich beein- 
trächtigt, die Fortführung der Reformen der letzten Jahre würde 
gefährdet, die gesamtstaatliche Bildungsplanung müßte wesent- 
lich an Wirksamkeit und Aufgeschlossenheit für neue Entwick- 
lungen verlieren. Dies hätte gesamtgesellschaftliche Schäden 
zur Folge, die nicht hoch genug veranschlagt werden können. 

Im übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 hingewiesen, in 
der die Bundesregierung im einzelnen dargelegt hat, welche 
Bedeutung sie einer kontinuierlichen, unabhängigen wissen- 
schaftlichen Beratung zumißt. 

Die Bildungsreform verdankt dieser Beratung wesentliche 
Impulse, 
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